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[11]Vorwort

In sozialwirtschaftlichen Organisationen stoßen Ökonomisierungsdiskussionen im Sinne wirtschaftlichen Handelns weiterhin häufig auf Unverständnis bei der sozialen Fachlichkeit (»Lasst uns doch nicht immer über Geld sprechen!«). Im Sinne der Sachzielorientierung steht doch der Mensch mit seinen Bedürfnissen und Problemlagen im Vordergrund. Dabei wird auch in der Ökonomie zunehmend deutlich, dass das Modell des rational agierenden »homo oeconomicus« so nicht haltbar ist. Praktisch alle (rationalen) Entscheidungen erfordern einen emotionalen Impuls. Ohne Ziele im Sinne von menschlicher Selbstbestimmung (z. B. Mangelbeseitigung, Bedürfnisbefriedigung) machen aber Ökonomie und soziale Arbeit gleichermaßen wenig Sinn. Ziele kann man hierbei auch durch »Nutzen« beschreiben, die eben durch Bedürfnisbefriedigung oder durch Beseitigung eines Mangels verfolgt werden. Mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit spricht man hier vom rationalen Umgang mit knappen Gütern und auch Dienstleistungen bei vorhandenen Handlungsalternativen unter Nutzung des ökonomischen Prinzips unter gleichzeitiger Einhaltung des finanzwirtschaftlichen Gleichgewichts.

Ressourcen sind in der Regel knapp … und deswegen müssen wir über Geld sprechen! In dieser kapitalistisch ausgerichteten Welt beschreiben wir über Geld allgemein verständlich den Wert einer Ressource (auch Dienstleistung) und damit gleichzeitig den Grad ihrer Knappheit.

Wenn wir davon ausgehen, dass eine ausgewogene Volkswirtschaft mit Marktteilnehmern/ Menschen großer und geringer Leistungsfähigkeit nur unter vergleichbaren Lebensbedingungen/Lebensstandards – Frage nach Normalität – möglich ist (Bofinger 2007, 35, 113, 252 ff.; auch Humankapital, moral hazard, Subsidiarität), sind differenzierte Sozialleistungen auf der Grundlage von Solidarität einer Gemeinschaft zum Zwecke eines Ausgleichs wohl unausweichlich. Das sogenannte Marktversagen führt in diesem Zusammenhang oftmals dazu, dass es für diese Dienstleistungen trotz ausgeprägter Nachfrage zumeist keinen Gleichgewichtspreis bzw. keine Preisfindung gibt. Die Konsumenten können oder wollen für diese Sozialleistungen nichts bezahlen (meritorische Güter), obgleich ihr Bedarf außer Frage steht. Es wird ihnen kein (finanzieller) Wert zugeschrieben, obwohl sie Aufwand verursachen. Auch Sozialarbeiter wollen vergütet werden! Der Nutzen und Mehrwert von Sozialleistungen für die Leistungsempfänger und die Gesellschaft lässt sich allerdings teilweise mithilfe von Annahmen durch (Kennzahlen-)Ansätze des sogenannten Social Return on Investment (SROI) ermitteln. Daraus können Entscheidungen im Sinne von Wertschöpfung und Wirkung sozialer Dienstleistungen hergeleitet werden. Dies setzt wiederum voraus, dass man die Ziele kennt (z. B. Reduzierung von Kindesmissbrauch oder Drogenabhängigkeit) und weiß, woran man ihren Erfolg oder auch Misserfolg festmacht.

Während der Nutzen oder Mehrwert einer Leistung hochgradig von den persönlichen Bedürfnissen des Individuums abhängt, erscheint ein indirekter Vergleich über Geldeinheiten (z. B. Kaufkraft) objektiv. Es geht um die Frage, wie viel wir für ein Gut oder eine (soziale) Dienstleistung [12]zu bezahlen bereit sind. Wollen wir den Aufwand zur Erreichung eines bestimmten Ziels mindern oder alle Möglichkeiten zur Ergebnissteigerung ausschöpfen, so sprechen wir von Effizienz, die wegen unvollständiger Informationen nie vollkommen erreicht wird. Dagegen stellt die Effektivität die Frage nach der Eignung der Maßnahme beispielsweise zur bestmöglichen Pflege mittels optimaler Dienstplanung. Eine zunehmende Arbeitsverdichtung zur Steigerung der Effizienz kann wiederum zu erhöhter Fluktuation und höheren Krankenständen sowie zur Senkung der Qualität einer sozialen Dienstleistung führen. Erneut ist das multifaktorielle Wirkungsgefüge einer jeden Verrichtung zu erkennen, zum Beispiel bei Veränderung der Parameter. Das formulierte Ziel beschreibt auch immer eine neue ganzheitliche Gleichgewichtssituation.

Das Rechnungswesen stellt hier die Möglichkeit dar, eine Organisation aus einer bestimmten wirtschaftlichen Perspektive darzustellen. Dies ist auch in der Sozialwirtschaft zukunftsorientiert von grundlegender Bedeutung.


	Bernd Schwien, Daniel Hoffmeister
	Nordhausen, Mai 2020
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[15]1 Einleitung


LEITFRAGEN



	Welche Bereiche umfasst das betriebliche Rechnungswesen?

	Wodurch ist die Erlösseite sozialer Organisationen geprägt?

	Welche Formen der Rechnungslegung findet man in sozial tätigen Organisationen?

	Welche buchungstechnischen Besonderheiten findet man der Sozialwirtschaft?

	Welche unterstützenden Unterlagen zu diesem Lehrbuch findet man unter »spmybook«?







Wie im Vorwort diskutiert, werden Mangel und Knappheit in unserem sozialen und gleichzeitig marktwirtschaftlichen System üblicherweise in Geldeinheiten gemessen. Die einzelnen wirtschaftlichen Vorgänge und Situationen in einem Unternehmen werden aus der gesetzesbasierten Buchhaltung bzw. dem Jahresabschluss nebst Anhang und ggf. Lagebericht (Finanzbuchführung) sowie der folgenden Kosten- und Leistungsrechnung (Betriebsbuchführung) möglichst entscheidungsorientiert hergeleitet. Diese beiden Systeme werden unter dem Oberbegriff »betriebliches Rechnungswesen« zusammengefasst und ausschließlich in Geld gemessen. Das betriebliche Rechnungswesen ist letztendlich die quantitative Grundlage für eine Vielzahl von Managemententscheidungen, die in der Regel auch weiche, qualitative Faktoren, wie z. B. Mitarbeiterzufriedenheit, einbezieht.

Wie das Buch zur Kosten- und Leistungsrechnung (Schäffer-Poeschel-Verlag 2018, ISBN 978-37910-4147-6) richtet sich dieses einführende Lehrbuch bezüglich der Finanzbuchführung an die Kerngruppe der Sozialwirte und Sozialmanager, an Sozialpädagogen und Sozialarbeiter, Soziologen, Psychologen und Mediziner sowie an Theologen.

Im Rahmen der Buchführungstechnik, als Einstieg in die Finanzbuchführung, werden dabei zumeist Methoden aus der klassischen Betriebswirtschaftslehre vorgestellt und erläutert. Bei den Anwendungs- und Übungsbeispielen wird auf den sozialen Bezug mit spezifischen Fragen zur fördermittelbezogenen Sonderpostenentstehung, Umsatzsteuerfragen bzw. -buchungen sowie zeitnaher Mittelverwendung bei vorhandener Gemeinnützigkeit und Spendenbetrachtungen in unterschiedlichen Buchungslogiken Wert gelegt.

Die Erlösseite in sozialwirtschaftlichen Organisationen ist in der Finanzbuchhaltung regelmäßig exogen vorgegeben und kommt über kostenträgerbezogene


	Entgelte,

	Zuweisungen,

	Zuwendungen,

	Pflegesätze (z. B. Basis von Pflegegrad 1-5 oder Hilfebedarfsgruppe 1-5),

	das Persönliche Budget (Behindertenhilfe: jetzt Bundesteilhabegesetz),

	[16] das Sozialraumbudget (Sozialraumorientierung in der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe) oder

	Fallpauschalen (z. B. Diagnosis Related Groups; DRG)



bis hin zu wirkungsbezogenen Honoraren zum Ausdruck. Darüber hinaus spielt ein modernes zu buchendes Mittelbeschaffungsmanagement via Fundraising in der Regel als Projektfinanzierung eine zunehmende Rolle in der Sozialwirtschaft.

Zunächst geht es darum, zu verdeutlichen, warum das Rechnungswesen mit zwei Rechnungskreisen, dem internen und externen Rechnungswesen, durchgeführt wird (vgl. Abbildung 1.1).

[image: Abbildung]


Abb. 1.1: Das Rechnungswesen und seine Teilbereiche



Während die extern ausgerichtete Finanzbuchführung auf gesetzlichen handelsrechtlichen und steuerrechtlichen Grundlagen basiert (z. B. Handelsgesetzbuch (HGB), Abgabenordnung (AO), Einkommensteuergesetz (EStG), Körperschaftsteuergesetz (KStG), Pflegebuchführungsverordnung (PBV), Krankenhausbuchführungsverordnung (KHBV), Werkstättenverordnung (WVO)), deren Grundlage die Interaktion der Unternehmung mit der Umwelt ist, bildet die interne Betriebsbuchführung die internen Leistungsvorgänge (Verbrauch der Produktionsfaktoren) im Sinne einer nachhaltigen Unternehmensführung und -entwicklung ab, und zwar mit den Funktionen


	Kontrolle,

	Planung,

	Dokumentation.



Im vorliegenden Lehrbuch werden für sozial tätige Unternehmen grundsätzlich drei Formen der Rechnungslegung unterschieden:


	Einnahmen-/Überschussrechnung als Mindestform oder vereinfachte Buchführungspflicht nach § 4 Abs. 3 EStG

[17]Vereine und Stiftungen unterliegen wegen fehlender Kaufmannseigenschaft gemäß § 1 HGB keiner unmittelbaren Verpflichtung zur handelsrechtlichen Rechnungslegung. Darunter fallen auch Freiberufler und kleinere gewerbliche Unternehmer nach § 141 AO. Die Betriebseinnahmen (laufende Einnahmen für Dienstleistungen, Veräußerungserlöse, Sachentnahmen, Umsatzsteuer, sonstige Einnahmen) und Betriebsausgaben (laufende Ausgaben, Anschaffungsaufwand wie Abschreibungen [AfA], Sacheinlagen, Umsatzsteuer, sonstige Verluste) werden dabei nach dem Zu- und Abflussprinzip gemäß § 11 EStG erfasst. Für Vereine und Stiftungen gelten zumeist die gesetzlichen Grundlagen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) für die Rechnungslegung. Daneben bestehen die Landesstiftungsgesetze und die Vorschriften der kirchlichen Stiftungsaufsicht.

	(Traditioneller) öffentlicher Haushalt mit Kameralistik

Diese besondere Rechnungsform der Exekutive ist idealtypisch planungsorientiert, indem sie den Haushalt mit den Einnahmen und Ausgaben in den Mittelpunkt stellt und seine Einhaltung mittels eines Soll-Ist-Vergleichs überwacht. Der folgende Haushaltsabschluss bestätigt dann die Planeinhaltung im Sinne der Zielerreichung.

Investitionen werden beispielsweise sofort als Mittelabfluss gebucht, erst die erweiterte Kameralistik beschäftigt sich mit dem Werteverzehr über mehrere Perioden. Die Kameralistik wird durch die doppelte Buchführung zunehmend abgelöst und spielt in diesem Lehrbuch praktisch keine Rolle.

	Kaufmännisches Rechnungswesen mit doppelter Buchführung

Als Gegenstück zur Kameralistik geht es beim kaufmännischen Rechnungswesen um die beleghafte Erfassung der Geschäftsvorfälle mit dem Ziel, den Geschäftsverlauf des Jahres nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung abzubilden, um anschließend einen handels- bzw. steuerrechtlichen Jahresabschluss aufzustellen. Mindestbestandteile eines nach den handelsrechtlichen Vorschriften aufgestellten Jahresabschlusses sind nach den Vorschriften für Kaufleute (§ 242 HGB) die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung (GuV). Entsprechendes gilt nach § 5 Abs. 1 EStG auch für den steuerlichen Jahresabschluss.



Darüber hinaus haben sozialwirtschaftliche Kapitalgesellschaften (§§ 264–288 HGB) und Unternehmen, die dem PBV und KHBV unterliegen, einen Anhang zu erstellen, der die Bilanz und die GuV erläutert.

Inhaltlich beginnt das Lehrbuch in den Kapiteln 2 und 3 mit der Finanzbuchhaltung mit Blick auf die Entstehung und gesetzliche Grundlagen, insbesondere gemäß HGB einschließlich PBV und KHBV. Dabei wird unter anderem auf die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung (GoB) Bezug genommen und darauf aufbauend die Entstehung der Bilanz aus dem Inventar heraus und der GuV erläutert. Im Anschluss folgt die Vermittlung der Buchführung mittels Buchungssätzen der Bestands- und Erfolgsrechnung in ihrem bilanziellen Gesamtzusammenhang.

[18]Die Kapitel 4 und 5 vertiefen dann über Buchführungsspezifika, Jahresabschluss sowie dessen Bewertung die erworbenen Kenntnisse einschließlich sozialwirtschaftlicher Besonderheiten:


	Konten der doppelten Buchführung,

	Spezielle Kontenrahmen,

	Eigenkapital nebst Rücklagen,

	Rückstellungen,

	zeitnahe Mittelverwendung,

	Zuschüsse und Zuwendungen,

	Fördermittel bzw. Drittmittel,

	Spenden sowie Sponsoring,

	Umsatzsteuer,

	Abschreibungen,

	Bilanzierungsgrundsätze,

	Bewertungsmaßstäbe,

	Sonderposten mit Rücklageanteil,

	Verbindlichkeiten,

	Rechnungsabgrenzung.



Zu jedem Kapitel werden zahlreiche Beispiele und Übungsaufgaben zur Verfügung gestellt. Die Lösungsskizzen finden Sie auf der Verlagsseite »sp-mybook.de« (Zugangsinformation vorn im Buch). Dort befindet sich auch eine themenübergreifende Übungsklausur mit getrennt beigelegtem Lösungsschema.





[19]2 Das Rechnungswesen


LEITFRAGEN



	Welche allgemeinen Grundfunktionen ergeben sich für das Rechnungswesen?

	Wer sind die Adressaten bzw. Interessenten des betrieblichen Rechnungswesens?

	Welche Sondervorschriften gelten für sozialwirtschaftliche Organisationen?

	Welche wichtigen Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung gibt es?

	Was verbindet Inventur und Inventar, was trennt sie?

	Was heißt in diesem Zusammenhang »Bilanz« sowie »Gewinn- und Verlustrechnung (GuV)«?

	Wie kommt man von den Umsatzerlösen zum Jahresergebnis?

	Was sind Umsatzerlöse nach Krankenhausbuchführungsverordnung und gemäß Pflegebuchführungsverordnung?

	Welche Tätigkeitsbereiche ergeben sich für gemeinnützige Organisationen?

	Was bedeutet »zeitnahe Mittelverwendung«?







Das betriebliche Rechnungswesen beinhaltet alle Geld- und Leistungsströme im unternehmerischen Leistungsprozess. Das gesamte Betriebsgeschehen ist dabei systematisch zu erfassen, lückenlos zu dokumentieren, zu überwachen und auszuwerten und für Planungs- und Steuerungszwecke in verdichteter Form beispielsweise über sogenannte Kennzahlen als Informations- und Entscheidungsgrundlage zur Verfügung zu stellen.

Es ergeben sich somit vier Grundfunktionen aus dem Rechnungswesen:


	Information: Externe und interne Interessenten;

	Dokumentation: Alle Geschäftsvorfälle werden aufgezeichnet;

	Kontrolle: Liquidität, Rentabilität und Wirtschaftlichkeit sind sicherzustellen;

	Disposition: Basis für operative und strategische Planung und sonstige Unternehmensentscheidungen.



Offensichtlich gibt es die externen und internen Interessenten an einer Organisation aus höchst unterschiedlichen Perspektiven bzw. Interessenlagen. So ist es bedeutend zu wissen, ob es auf einen rückschaubezogenen Blick auf der Grundlage von Istzahlen ankommt oder ein nachhaltiger und zukunftsorientierter Blick auf das Unternehmen gewünscht ist. In der Sozialwirtschaft wird in einem erweiterten Begriff gar von Stakeholdern gesprochen, die eine Vielfalt von Interessengruppen beschreiben. So sucht der behinderte Mensch nach einem maßgeschneiderten Dienstleistungsangebot für einen individuellen Nachteilsausgleich zum Preis des ihm zur Verfügung gestellten Budgets, Angehörige möchten ggf. keinen Eigenanteil bezahlen, Kommunen möchten oder müssen haushaltsbezogen einem gesetzlichen Anspruch nachkommen, Pflegesätze müssen mit dem länderspezifischen Einkommens- und Rentenniveau korrespondieren etc. [20]Daneben treffen wir in der Sozialwirtschaft immer noch auf unterschiedliche Rechnungsstile, die zu vollkommen unterschiedlichen Betrachtungsweisen und Entscheidungen führen.

Die Kameralistik als traditionelles Verwaltungshandeln des öffentlichen Dienstes zielt darauf ab, im Rahmen einer Rückschaurechnung Haushaltspläne nach Haushaltsgrundsätzen unbedingt einzuhalten, ohne auf etwaige Erfolgsgrößen zu achten, was regelmäßig zum sogenannten »Dezemberfieber« führt (provozierte Verausgabung nicht verwendeter Haushaltsmittel zum Jahresende). Das betriebliche Rechnungswesen auf Basis der sich selbst kontrollierenden doppelten Buchführung mit Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) will die erfolgsorientierte Zielerreichung nebst Zahlungsfähigkeit erreichen. Das bedeutet beispielsweise für genehmigte Förder- oder Drittmittel, dass die beantragten Rahmenbedingungen – ob im Nachhinein sinnvoll oder nicht – unbedingt einzuhalten sind. Geschieht dies nicht, erfolgt keine Auszahlung, oder bereits ausgezahlte Mittel müssen bei zweckentfremdetem Verwendungsnachweis einschließlich Strafzinsen ggf. über Jahre rückwirkend zurückgezahlt werden. Dies kann eine Insolvenz der betreffenden Organisation nach sich ziehen. Das Verständnis dieser Verwaltungslogik ist in der Sozialwirtschaft unabdingbar.

Gemäß Abbildung 2.1 wird grundsätzlich in externes Rechnungswesen als Finanzbuchführung und internes Rechnungswesen als Betriebsbuchführung oder Kosten- und Leistungsrechnung unterschieden.
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Abb. 2.1: Bestandteile des betrieblichen Rechnungswesens



Die extern orientierte Finanzbuchführung mit ihrem Jahresabschluss erfolgt nach handels- und steuerrechtlichen Vorgaben mit ihren bilanzpolitischen Gestaltungsmöglichkeiten.

Die intern orientierte Betriebsbuchführung verfolgt die nachhaltige Unternehmensentwicklung mittels tatsächlicher Wertansätze und betriebsbedingten Leistungen zur dauerhaften Erhaltung und Vermehrung der Vermögenssubstanz bzw. der Optimierung des sozialwirtschaftlichen Sachziels der Organisation im Sinne ihrer Klienten.

Die Statistik bereitet Zahlen und Daten entscheidungsorientiert auf und vermittelt mithilfe von Kennzahlen zusätzliche Erkenntnisse.

[21]Bei der Planungsrechnung werden auf Basis von vergangenheitsorientierten Daten oder Istzahlen unternehmerische Planungen in Zukunft vorgenommen.

Klassische Adressaten bzw. Interessenten sind


	Arbeitnehmer: Sicherheit des Arbeitsplatzes;

	Eigentümer: Umsatz, Rendite, Risiken, Innovationskraft;

	Fremdkapitalgeber: Kreditwürdigkeit mit Zahlungsfähigkeit bzw. Bonität;

	Behörden: Steuerbemessungsgrundlage, Sozialversicherungsanteil, Höhe Pflegesätze, Vergütung Hilfebedarfsgruppen;

	Lieferanten: Zahlungsfähigkeit;

	Mitbewerber: Entwicklung Marktanteile, Dienstleistungssortiment;

	Öffentlichkeit: Wirtschaftliche Lage, Arbeitsplatzsituation.



Aufgaben zu Kapitel 2


	Bitte benennen Sie die Grundfunktionen des Rechnungswesens und geben Sie jeweils ein Beispiel.

	Mit welchen Rechnungsstilen wird man in der Sozialwirtschaft konfrontiert und was zeichnet diese Rechnungsstile aus?

	Bitte benennen Sie die Bestandteile des betrieblichen Rechnungswesens.
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2.1 Buchführungspflicht

Sozial tätige Unternehmen unterliegen bezüglich der Rechnungslegung keiner einheitlichen Gesetzesgrundlage. Letztendlich bestimmt die Rechtsform die zu beachtenden Gesetze und Vorschriften. Häufig sind dies in der Sozialwirtschaft Vereine (e. V.) oder rechtsfähige Stiftungen. Bei Vereinen und Stiftungen besteht grundsätzlich ein Wahlrecht zur Rechnungslegung nach handelsrechtlichen Grundlagen. Diese sind im Gesellschaftsvertrag bzw. in der Satzung zu verankern. Entsprechende ergänzende Anlagen sind insbesondere bei umfangreichem Anlagevermögen, Forderungen, Verbindlichkeiten oder Rückstellungen empfehlenswert oder bei ungleichmäßigem Geschäftsverlauf notwendig (z. B. unregelmäßige Investitionen). Dann sind Einnahmen-/Überschussrechnungen nicht ausreichend aussagekräftig. Ansonsten reicht in der Regel eine Einnahmen-/Überschussrechnung nebst (Vermögens-)Bestandsverzeichnis gemäß §§ 259, 260 BGB. Der hierbei ermittelte Überschuss bildet dann die Besteuerungsgrundlage. Das Steuerrecht bestimmt, was unter Einnahmen und Ausgaben zu fassen ist.


	[22]Merkmal
	Finanzbuchführung
	Betriebsbuchführung


	Geschäftsvorfälle
	Alle: Keine Buchung ohne Beleg!
	Betriebsbedingte Vorgänge im Sinne der betrieblichen Nachhaltigkeit


	Gesetzliche Grundlage
	Handelsrecht: HGB, AktG, GmbHG, PublG, GenG Steuerrecht: AO, EStG, KStG, UStG
	Keine


	Zeitbezug
	Vergangenheitsorientiert
	Gegenwarts- und zukunftsbezogen


	Teilbereiche
	Buchhaltung, Jahresabschluss Daneben: Kontenrahmen, Richtlinien, Verfügungen der OFD, AfA-Tabellen, Rechtsprechung, wiss. Literatur/Gutachten
	KLR, Planungsrechnung, Statistik


	Zielsetzung
	Gesetzesbasierte Dokumentation der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
	Steuerung, Planung und Kontrolle des Geschäftsverlaufes


	Adressaten
	Staat, Kapitalgeber, Kunden, Lieferanten, Öffentlichkeit, Arbeitnehmer
	Leitung, Management, Controlling





Tab. 2.1: Merkmale der Finanz- und Betriebsbuchführung



Wichtige Merkmale und ihre Bedeutung für die Finanz- und Betriebsbuchführung finden sich in Tabelle 2.1. Auch steuerbegünstigte Organisationen, hier insbesondere bei vorliegender Gemeinnützigkeit, unterliegen gemäß §§ 140 ff. AO einer Buchführungspflicht. Liegt der Jahresumsatz beispielsweise über 600.000,00 € oder der Gewinn über 60.000,00 €, so greift die Buchführungspflicht nach Handelsrecht (§ 141 AO).

Maßgeblich muss im Zusammenhang mit diesen Vorschriften nach § 42 Abs. 2 S. 1 BGB sowie §§ 17 ff. InsO aus den obigen Unterlagen eine mögliche Zahlungsfähigkeit bzw. Überschuldung erkennbar sein.

Zusätzlich gelten für sozialwirtschaftliche Organisationen in bestimmten Branchen folgende Sondervorschriften unabhängig von Rechtsform oder Kaufmannseigenschaft:


	KHBV nebst weiteren Vorschriften des Landeskrankenhausrechts;

	Führen von Büchern für Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) nach § 12 WVO;

	PBV für Pflegeeinrichtungen;

	Aufzeichnungspflicht nach § 13 HeimG für Heimträger nach diesem Gesetz.
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Abb. 2.2: Beispiel zur Anwendung der PBV in Pflegeeinrichtungen



Wie in Abbildung 2.2 am Beispiel der PBV zu erkennen ist, orientiert sich der Gesetzgeber auch in der Sozialwirtschaft zunehmend an der Kaufmannseigenschaft gemäß § 238 Abs. 1 HGB. Danach sind Kaufleute verpflichtet, handelsrechtlich Bücher zu führen. Unter Kaufleuten sind Einzelkaufleute und Personengesellschaften, Kapitalgesellschaften und Genossenschaften zu verstehen. Es existiert ein speziell entwickelter Kontenrahmen, der SKR 45 als Standard für soziale Einrichtungen, aus dem üblicherweise am Jahresende Bilanz und GuV entwickelt werden. Eine Besonderheit in der Sozialwirtschaft stellen die zugesagten, aber noch nicht ausgezahlten Fördermittel dar, die als Sonderposten dem Eigenkapital zugeschlagen werden. Strittig ist dabei unter (Bank-)Fachleuten, inwieweit diese bei der Bewertung der Bonität der Zahlungsfähigkeit der Organisation zugerechnet werden. Zugesagte Fördermittel sind grundsätzlich nicht einklagbar! Beispielsweise kann eine Haushaltssperre die Auszahlung zum Teil über Monate verzögern. Manche Banken neigen zu einem Sicherheitsabschlag von 50 bis 80 %, was die genannte Bonität deutlich beeinträchtigen kann und eine Kreditvergabe zumindest verteuert.

Für Kaufleute gilt allgemein (vgl. auch Tabelle 2.2):


	§ 238 Abs. 1 HGB, Buchführungspflicht,

	§ 239 HGB Führung von Handelsbüchern,

	[24] § 240 HGB Inventar,

	§ 241 HGB Inventurverfahren,

	§ 242 HGB Pflicht zur Jahresabschlussaufstellung,

	§§ 246 ff. HGB Ansatzvorschriften: z. B. Vollständigkeit, Rückstellung.




	Buchführungs- und Belegpflicht
	Formvorschrift


	Buchführungspflichten (§ 238 Abs. 1 HGB) 	Führen von Büchern 
 	Erfassen ALLER Geschäftsvorfälle einer Periode (Zeitabschnittsrechnung) 
 	Darstellung der Lage des Unternehmens


	Form (§ 239 Abs. 1 HGB) 	Lebende Sprache 
 	Verzeichnis der verwendeten Symbole und Abkürzungen




	Belegpflichten (§ 238, § 257 HGB) 	Nachvollziehbarkeit aller Geschäftsvorfälle muss gegeben sein 
 	Aufbewahrung aller Belege 
 	Beachtung der Aufbewahrungsfristen


	Ordnungsvorschriften für Eintragungen und Aufzeichnungen (§ 239 Abs. 1 HGB) 	vollständig 
 	richtig 
 	zeitgerecht 
 	geordnet




	
	Korrekturen (§ 239 Abs. 3 HGB) 	ursprünglicher Inhalt muss feststellbar sein 
 	Abzeichnung der Korrektur durch Namenszeichen 
 	Stornobuchungen







Tab. 2.2: Allgemeine Buchführungsvorschriften für alle Kaufleute



Belege werden chronologisch im Grundbuch bzw. Journal wie auch systematisch im Hauptbuch in Form von Sachkonten erfasst. Dies wird am Beispiel eines Geschäftsvorfalls erläutert.


BEISPIEL

Kauf von Büroausstattung auf Rechnung für 2.000,00 €


	Anfangsbestand (AB) Konto »Betriebs- u. Gesch.-ausstattung« (BGA)
	78.000,00 €


	Anfangsbestand Konto »Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen«
	285.000,00 €




Grundbuch (chronologisch), Buchungssatz – immer links an rechts:


	Belegdatum
	Beleg- Nr.
	Kontenbezeichnung
	Soll/€
	Haben/€


	05.09.2018
	1
	Betr.- u. Gesch.-ausstattg.
	2.000,00
	


	
	
	an Verb. a. L. L.
	
	2.000,00





	[25] Hauptbuch (Sachkonten systematisch, d. h. sachlich geordnet):
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Steuerrechtlich ist zu sagen, dass nach den §§ 140 ff. AO die handelsrechtliche Rechtsgrundlage für Kaufleute gemäß § 238 Abs. 1 HGB verbindlich abgeleitet wird (derivative Buchführungspflicht). Die Buchführungspflicht beinhaltet die vollständige, richtige, zeitgerechte, geordnete Registrierung aller Geschäftsvorfälle eines Wirtschaftsjahres. Aus ihnen wird der Jahresabschluss sowie ggf. Anhang und Lagebericht entwickelt.

Aufgaben zu Kapitel 2.1


	Mit welcher vereinfachten Rechnungslegung können viele Vereine und Stiftungen ihren jährlichen Geschäftsverlauf erklären? Wo liegen die Grenzen gemäß Abgabenordnung?

	Was muss aus den eingereichten Zahlenwerken des Jahresabschlusses nach welcher Ordnung maßgeblich erkennbar sein?

	Bitte benennen Sie zwei Sondervorschriften, nach denen in der Sozialwirtschaft unabhängig von der Rechtsform die Kaufmannseigenschaft grundsätzlich gegeben ist.

	Bitte erläutern Sie die Funktion von Grundbuch und Hauptbuch in der Buchführung.

	Wie gestaltet sich die Buchführungspflicht steuerrechtlich?

	Bitte kreuzen Sie in der Übersicht an, welche der nachfolgend genannten Unternehmen buchführungspflichtig sind.




	Nr.
	Unternehmen
	Buchführungspflicht


	
	
	nach HGB
	Nach StR
	Keine


	1.
	Frau Meier pflegt die Außenanlagen einer Altenhilfeeinrichtung. Umsatz bzw. Gewinn reichen knapp für den Lebensunterhalt.
	
	
	


	2.
	Herr Schmidt betreibt einen ambulanten Pflegeverein. Der Jahresumsatz liegt seit mehreren Perioden bei ca. 400.000,00 €, der Gewinn nie über 10.000,00 €.
	
	
	


	3.
	Frau Becker betreibt eine stationäre Pflegeeinrichtung. Ihr Umsatz liegt bei ca. 1 Mio. €, der Gewinn bei 60.000,00 €.
	
	
	


	4.
	Herr Steuer berät soziale Organisationen steuerlich. Der Jahresumsatz liegt bei 1,5 Mio. €, der Jahresgewinn bei 120.000,00 €.
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2.2 Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung

Beim Führen von Büchern nach Handels- und Steuerrecht sind die Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung (GoB) zu beachten. Dieser unbestimmte Rechtsbegriff manifestiert sich durch Gesetze wie §§ 238, 239, 243 HGB und §§ 145, 146 AO, Rechtsprechung und Bilanzierungspraxis im Zeitgeist, Erlasse und Verfügungen von Behörden wie der OFD, wissenschaftliche Gutachten und durch wissenschaftliche Literatur. So sagt das Handelsrecht (§ 238 Abs. 1), dass die Buchführung so beschaffen sein muss, dass sie einem sachverständigen Dritten in einer angemessenen Zeit einen Überblick über die Geschäftsvorfälle und die Lage des Unternehmens vermitteln muss.

Darüber hinaus gelten zur Erfüllung der GoB folgende Grundsätze (vgl. zu Grundsätzen der Rechnungslegung von Vereinen auch IDW RS HFA 14, 5 f.):


	Vollständigkeit (§ 246 Abs. 1 HGB)

Alle Geschäftsvorfälle sind lückenlos, zeitnah, einzeln und laufend in den Büchern zu erfassen. Damit ist ein Überblick über die Vermögens- und Ertragslage des Unternehmens gewährleistet. Diesbezüglich ist eine Inventur durchzuführen und ein Inventar zu erstellen.

	Richtigkeit

Alle tatsächlichen Geschäftsvorfälle sind nach gesetzlichen Vorgaben richtig zu buchen.

	Periodengerechte Abgrenzung

Grundlage aller Geschäftsvorgänge ist ein Wirtschaftsjahr und die entsprechende Zuordnung.

Nach dem Realisationsprinzip sind Gewinne gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 4. HGB erst dann zu berücksichtigen, wenn sie am Bilanzstichtag realisiert sind. Als Ausdruck des Gläubigerschutzes im Rahmen des Vorsichtsprinzips müssen ausgewiesene Erträge »sicher« sein. Das bedeutet in der Sozialwirtschaft, dass

	von einer WfbM verkaufte und gelieferte Produkte realisiert sind, auch wenn die Zahlung noch nicht erfolgt ist;

	entsprechend eine Pflegedienstleistung erbracht und in Rechnung gestellt wurde, das Geld aber noch nicht eingegangen ist.




	Klarheit (z. B. § 247 Abs. 1 HGB)

Unter klarer und eindeutiger Verbuchung ist zu verstehen:

	Saldierungsverbot (§ 246 Abs. 2 HGB),

	Buchungen müssen einzeln und geordnet auf den Konten nachvollziehbar sein; die jederzeitige Überprüfbarkeit muss gegeben sein,

	Konten und Bilanzposten sind eindeutig,

	Gliederung von Konten und Bilanzposten nach wirtschaftlicher Zugehörigkeit,

	[27]klare Trennung verschiedener Posten,

	vollständige Erfassung von Vermögens- und Kapitalbeständen,

	klare Gliederung der Bilanz sowie von GuV.




	Nachprüfbarkeit

Ein Sachverständiger Dritter muss sich in angemessener Zeit einen Überblick verschaffen können.

	Beweisbarkeit

Beweissichere und nachprüfbare Belege.

	Zeitfolge

Buchungen nebst Aufzeichnungen müssen vollständig, richtig geordnet und zeitgerecht erfasst sein.

	Willkürfreiheit

	Übersichtlichkeit

Wahrscheinlichster Wert bei Schätzung.

	Wahrheit

Nur Erfassung richtiger, wahrscheinlicher und vollständiger Werte.

	Bilanzkontinuität (§ 265 Abs. 1 HGB)

Gleiche Bezeichnungen in verschiedenen Wirtschaftsperioden und ein nicht wechselndes Gliederungsschema in Bilanz und GuV.

	Bilanzidentität (§ 252 Abs. 1 S. 1 HGB)

Ansätze der Eröffnungsbilanz müssen mit der vorangegangenen Schlussbilanz übereinstimmen.

	Daneben verlangt das Imparitätsprinzip eine ungleiche – imparitätische – Behandlung von Erträgen und Aufwendungen. Das heißt, Aufwendungen sind vor ihrer Realisation zu berücksichtigen. soweit sie nicht durch Erträge gedeckt sind. Erträge dürfen erst zum Zeitpunkt ihrer Realisation berücksichtigt werden. Varianten hierzu sind das Niederstwertprinzip für Vermögensgegenstände (z. B. außerplanmäßige Abschreibung) und das Höchstwertprinzip für Schulden (z. B. Rückstellung Schadensersatz) im Sinne des Gläubigerschutzes.

	Buchführungs- und Aufzeichnungsmängel (z. B. falsche Geschäftsvorgänge) führen dazu, dass die Ordnungsmäßigkeit nicht gegeben ist. Dies kann von einer Steuerordnungswidrigkeit (§ 377 AO) mit bis zu 50.000,00 € Bußgeld bis hin zu einer Steuerstraftat bei Steuerhinterziehung mit einer Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren oder entsprechender Geldstrafe geahndet werden.



Aufgaben zu Kapitel 2.2


	Was versteht man unter den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung?

	Bitte benennen Sie drei Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und erläutern Sie diese.

	Bitte erläutern Sie die Begriffe »Realisationsprinzip« und »Imparitätsprinzip«. Wem dienen diese beiden Prinzipien?

	Folgende Vorgänge sind gegeben. Bitte prüfen Sie, ob die GoB nebst Gesetzesgrundlage/ Paragrafen eingehalten wurden.

	[28] Schlussbilanz und die folgende Eröffnungsbilanz nutzen die gleichen Wertansätze.

	Während einer Periode werden mehrere Computer angeschafft und im folgenden Jahresabschluss zusammengefasst bewertet.

	Unter der Bilanzposition »Flüssige Mittel« werden Bankguthaben und Kassenbestand zusammengefasst ausgewiesen.

	Eine im November für 4 Monate im Voraus gezahlte Miete für eine Pflegeeinrichtung wird als Aufwand für die laufende Periode verbucht.
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2.3 Inventur und Inventar

Die Inventur zu Beginn eines Handelsgewerbes und zum Schluss eines jeden Geschäftsjahres gemäß § 240 HGB ist die Durchführung einer körperlichen und wertmäßigen Bestandsaufnahme aller Vermögensgegenstände und Schulden eines Unternehmens für einen bestimmten Stichtag. Sie stellt die Grundlage für die Eröffnung und den Abschluss der Buchführung eines Geschäftsjahres dar. Als Korrektiv der Buchführung prüft die Inventur die Bilanzansätze auf Vollständigkeit und ihre richtige Bewertung. Mit Blick auf den hohen organisatorischen und personellen Aufwand einer Inventur sehen Handels- und Steuerrecht Erleichterungen beim Inventurprozess vor (Gruppenbewertung, Stichprobeninventur, Schätzung etc.). Dokumentiert wird die Inventur in einer Inventaraufstellung nach Art, Menge und Wert aller Vermögensgegenstände und Schulden.

Die Inventur erfolgt in der Regel in Staffelform:


	
	Körperliche Bestandsaufnahme


	+
	Buchinventar (Saldenlisten, Kontoauszüge, Vertragsunterlagen)


	=
	Inventur




Anlässe für eine Inventur sind:


	Beginn eines Handelsgewerbes (vgl. § 240 Abs. 1 HGB),

	Umfirmierung (z. B. Rechtsformwechsel),

	Aufnahme neuer Gesellschafter,

	Schluss des Geschäftsjahres als Bestandsaufnahme,

	Auflösung des Unternehmens (Liquidation).



Bei der Vorgehensweise soll zunächst mittels Inventurplan der Geschäftsbetrieb möglichst wenig gestört werden (vgl. Abbildung 2.3, Tabelle 2.3).
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Abb. 2.3: Durchführung einer Inventur




	Artikelnummer
	Artikelbezeichnung
	Menge
	gezählt am


	     
	     
	     
	     


	     
	     
	     
	     


	     
	     
	     
	     


	     
	     
	     
	     


	     
	     
	     
	     


	     
	     
	     
	     





Tab. 2.3: Aufbau einer Inventurliste (Beispiel)



Es werden folgende Formen der Inventur unterschieden:


	Körperliche Inventur

Körperliche Vermögensgegenstände (z. B. Vorräte) werden durch Zählen, Messen, Wiegen und Bewerten erfasst.

	Buchmäßige Inventur

Nichtkörperliche Vermögensgegenstände (z. B. Forderungen, Verbindlichkeiten, Patente) werden durch Eintragungen in den Büchern nachgewiesen. Bankguthaben und Bankschulden werden beispielsweise durch Kontoauszüge nachgewiesen.

	Permanente Inventur

Bestände werden fortgeschrieben, Rückrechnung aus Fortschreibung (und nicht aus körperlicher Bestandsaufnahme) muss gesichert möglich sein, d. h. jährlicher Inventurzeitpunkt kann frei gewählt werden (§ 241 Abs. 1 HGB).

	Stichprobeninventur;

Bei Massenartikeln (z. B. Schrauben) möglich, wenn die Wertabweichung < 1 % beträgt (§ 241 Abs. 1 HGB).



[30]Übliche Inventurarten nach Inventarpositionen beziehen sich auf


	das Anlagevermögen (AV)

	unbewegliches AV: Stichtagsinventur, permanente Inventur

	bewegliches AV: Stichtagsinventur, permanente Inventur




	das Vorratsvermögen

Stichtagsinventur, vor- und nachverlagerte Inventur, permanente Inventur

	die Forderungen, Schulden (Verbindlichkeiten) Stichtagsinventur, Saldenbestätigung (z. B. Kontoauszüge)



Am Ende der Bestandsaufnahme liegen Inventurlisten vor, die geordnet und fortlaufend nummeriert zusammengefasst werden. Aus diesen Listen wird gemäß §§ 240 ff. HGB und §§ 140 f. ein sogenanntes Inventar erstellt. Dieses soll das interne Betriebsgeschehen kontrollieren, den handelsrechtlich geforderten Gläubigerschutz sicherstellen und die steuerlich geforderte periodengerechte Gewinnermittlung vorbereiten. Sie gliedert sich in Vermögen (Anlagevermögen und Umlaufvermögen der Aktivseite einer Bilanz) und Schulden (alle Verbindlichkeiten und Rückstellungen der Passivseite). Das Eigenkapital ergibt sich als Saldo von Vermögen und Schulden, als Restgröße.

Bei der Bewertung des Anlagevermögens gilt das strenge Niederstwertprinzip, was bedeutet, dass bei Vermögensgegenständen des Anlagevermögens außerplanmäßige Abschreibungen vorgenommen werden müssen, um diese bei dauerhafter Wertminderung mit dem niedrigeren beizulegenden Wert zu bilanzieren (§ 253 Abs. 3 S. 5 HGB). Nur bei Finanzanlagen des Anlagevermögens besteht ein gemildertes Niederstwertprinzip gemäß § 253 Abs. 3 S. 6 HGB, da der Bilanzierende auch bei keiner dauerhaften Wertminderung ein Wahlrecht zu Bilanzierung zum niedrigeren beizulegenden Wert hat.

Für das Umlaufvermögen gilt das strenge Niederstwertprinzip, wonach hier kein Wahlrecht besteht (§ 253 Abs. 4 HGB) die Vermögensgegenstände mit dem niedrigeren beizulegenden Wert zu bilanzieren.

Bei Massengütern des Umlaufvermögens können gemäß § 256 HGB Verbrauchsfolgeverfahren angewendet werden (vgl. auch Kap. 5.4.1.2). Es handelt sich um eine angenommene Verbrauchsfolge. Handelsrechtlich sind folgende Verbrauchsfolgeverfahren zulässig:


	Lifo (Last in first out) – zuletzt geliefert, zuerst verbraucht,

	Fifo (First in first out) – zuerst geliefert, zuerst verbraucht.



Steuerrechtlich ist gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2a EStG nur das Lifo-Verfahren zulässig.

Im Hinblick auf die Bilanzkontinuität soll das einmal ausgewählte Verfahren auch bei zukünftigen Jahresabschlüssen angewendet werden.

[31]Grundlage für die Erfassung von Anlage- und Umlaufvermögen:


	Wirtschaftlich und frei verfügbar;

	Selbstständig bewertbar;

	Selbstständig verkehrsfähig bzw. einzeln veräußerbar;

	Anlagevermögen sind Wirtschaftsgüter, die dauernd (> 1 Jahr, § 247 Abs. 2 HGB) dem Geschäftsbetrieb dienen;

nach Vollabschreibung verbleibt Aufführung mit Erinnerungswert (1,00 €), z. B. Grundstücke, betriebliche Bauten, Maschinen, Betriebsausstattung, Büroeinrichtung, Fahrzeuge;

Umlaufvermögen sind Wirtschaftsgüter, die nicht dauernd dem Geschäftsbetrieb dienen, z. B. Bankguthaben, Kasse, Forderungen, Warenvorräte;

	Schulden sind alle Verbindlichkeiten und Rückstellungen.



Gliederungstechnisch orientiert sich die Darstellung des Inventars sinnvollerweise an der gesetzlichen Bilanzgliederung gemäß § 266 HGB in Verbindung mit § 238 Abs. 1 HGB (vgl. Abbildung 2.4). Gleichwohl ist dies nicht gesetzlich geregelt. Diese Logik ergibt sich aus der Tatsache, dass aus der Inventarübersicht die Eröffnungsbilanz der Folgeperiode entwickelt wird.
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Abb. 2.4: Inventarübersicht für eine Werkstätte für behinderte Menschen (Beispiel)



Aufgaben zu Kapitel 2.3


	Bitte nennen Sie drei Anlässe für die Durchführung einer Inventur.

	Bitte beschreiben Sie den Übergang von der Inventur zum Inventar.

	Ein Einzelunternehmen ermittelt zum 31.12.2019 folgende Inventurwerte:




	Ladeneinrichtung
	23.000,00 €


	Kasse
	2.300,00 €


	Darlehensschulden
	40.000,00 €


	Warenvorräte
	35.000,00 €


	Bankguthaben
	21.000,00 €


	Verbindlichkeiten
	10.000,00 €




Bitte erstellen Sie das Inventar und bestimmen Sie das Eigenkapital.


sp-mybook

Die Lösungen zu den Aufgaben Kapitel 2.3 finden Sie in der Datei »Lösungen Kapitel 2« auf sp-mybook.de, Zugangsinformation vorne im Buch.






[33]2.4 Jahresabschluss mit Bilanz und GuV

Die Bilanz ist kein Teil der Buchführung, sondern Ergebnis der Buchführung in Form der Schlussbilanz, Ausgangspunkt des Inventars in Form der Eröffnungsbilanz und bedeutet gleichzeitig die buchmäßige Inventur (vgl. Abbildung 2.5). Gäbe es keinen Schwund, Wertberichtigungsbedarf, Diebstahl etc., entspräche die Inventur als manuelle Erfassung von Vermögen und Schulden immer der buchmäßigen Inventur. Sinnvollerweise orientiert sich die Gliederung des Inventars am Gliederungsschema gemäß § 266 HGB. Gemeinsam mit der Gewinn- und Verlustrechnung bildet die Bilanz den zentralen Teil des Jahresabschlusses. Die Gliederung von Bilanz und GuV gemäß der §§ 266 und 275 HGB wird auch für Spenden sammelnde Organisationen wie Vereine empfohlen (vgl. IDW RS HFA 21, 4).
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Abb. 2.5: Zusammenhang zwischen Inventur, Inventar und Bilanz



Jahresabschluss

Die Kernbestandteile des sogenannten Jahresabschlusses werden aus der Buchführung und dem kontrollierenden Inventar wie folgt abgeleitet (vgl. Abbildung 2.6):


	Abgleichung zwischen Buchführungs- und Inventarergebnissen. Das Inventar stellt hierbei die maßgebliche Orientierung bzw. wirtschaftliche Realität dar (z. B. Bestandsänderung durch Schwund).

	Bei den einzelnen Konten der Buchhaltung werden die Schlusssalden gebildet und den einzelnen Posten von Bilanz und GuV unter Berücksichtigung der Inventurergebnisse zugeordnet.

	Sobald Bilanz und GuV aus der Hauptabschlussrechnung als Rohfassung vorliegen, werden anhand der Übersichten erst jetzt viele Fragen zu ihrer Handhabung und Gestaltung gestellt. Dabei geht es um die Bildung oder Aufstellung von Rückstellungen (Gewinnfrage) und Bewertungsfragen wie Wertberichtigungen sowie den Umfang von Abschreibungen. Auch über bilanzpolitische Maßnahmen im Rahmen der handelsrechtlich zulässigen Ansatz- und Bewertungsvorschriften wird nachgedacht und gewünschte Veränderungen vorgenommen. Aufsichtsgremien in sozialwirtschaftlichen Organisationen fordern solche strategischen Vorgehensweisen zunehmend ein.
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Abb. 2.6: Übergang vom Inventar zur Bilanz



Mindestbestandteile des Jahresabschlusses nach § 242 HGB sind Bilanz und GuV. Für sozialwirtschaftliche Organisationen (§§ 264–288 HGB) fordert der Gesetzgeber beispielsweise nach PBV oder KHBV zusätzlich einen erläuternden Anhang (vgl. Abbildung 2.7). Die Bilanz stellt eine Stichtags- oder Zeitpunktbetrachtung von Vermögen und Schulden dar, während die GuV die Aufwendungen und Erträge als Zeitraumbetrachtung eines Geschäftsjahres vermittelt.
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- Seit 22.11.1995

- Rechtsgrundlage: SGB XI - Soziale Pflegeversicherung

Verordnung gilt unabhangig davon, ob Pflegeeinrichtung Kaufmann i. S. des
Handelsgesetzbuches ist und unabhéingig von der Rechtsform (vgl. § 1 PBV):
- Ambulante Pflegedienste (Pflegedienste),

- Teil- und vollstationare Pflegeeinrichtungen (Pflegeheime).

Der Jahresabschluss besteht aus (vgl. § 4 PBV)
- Bilanz (ahnlich § 266 HGB),

- GuV (ahnlich § 266 HGB),

- dem Anhang einschl. Anlagen- und Férdernachwes.

Die zugelassenen Pflegeeinrichtungen haben eine Kosten- und Leistungsrechnung zu fihren, die eine
betriebsinterne Steuerung sowie eine Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfahigkeit ermoglicht
(vgl.§7PBV):

- Kostenstellen sind zu bilden,

- Kostenstellenrahmen gemaR Anlage,

- Kosten sind herzuleiten aus der Buchfiihrung,

- verursachungsgerechte Zuordnung von Kosten und Leistungen.

Auszug Kontenrahmen (SKR 45) nach PBV

Beispiel Passivseite, Eigenkapital, Konten 2000-2599:

- Festkapital (2000-2009) ..

Sonderposten aus ffentlicher Férderung fiir Investitionen (2400-2409); genehmigte Férdermittel, die
noch nicht ausgezahlt wurden:

- 2400 Sonderposten aus dffentlichen Fordermitteln (bewegliche WG)

- 2401 Sonderposten aus éffentlichen Férdermitteln (unbewegliche WG)

- 2402 - firr ambulante Pflegeeinrichtungen (bewegliche WG)

- 2403 - fiir ambulante Pflegeeinrichtungen (unbewegliche WG) ..
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